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Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit 
    

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich Entscheidung 
    

 

 

Beschlussvorschlag 

 

Unmittelbar nach Beschluss des städtischen Haushalts für das Jahr 2015 einschließlich der 
Einstellung der Mittel für das Sozialticket wird der Verkauf des Sozialtickets wieder 
aufgenommen. 

Die Stadtverwaltung informiert darüber öffentlich im Rahmen aller ihr zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten. 

 

 

 

 

23.06.2015, gez. i.A. Hassan Metwally   

Datum, Unterschrift 

 

  

 

Fraktion DIE LINKE. 
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Nachhaltigkeitscontrolling  Nein  Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling  Nein  Ja, siehe Anlage 

Finanzielle Auswirkungen  Nein  Ja → Nutzen/Einsparung  Nein  Ja, siehe Sachverhalt 

  ↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /  

Personalkosteneinsparung (in VbE) 

Deckung im Haushalt  Nein  Ja Gesamtkosten  EUR 

   ↓ 
 

 2015 2016 2017 2018 

Verwaltungshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Verwaltungshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

 

  Deckung siehe Entscheidungsvorschlag 

 

Fristwahrung 

 Ja x Nein 

 

 

Anlagenverzeichnis 

 

 

 

 

Sachverhalt 

 

Bereits jetzt ist durch das Wechselspiel zwischen dem Modus des Verkaufs des Sozialtickets, der 

vorläufigen Haushaltsführung und dem späten Beschluss des Haushalts 2015 der Fall eingetreten, 

dass einzelne Betroffene in ihrer Mobilität eingeschränkt wurden, da die letzten Sozialtickets 

Ende Mai verkauft wurden. Wenn mit der Wiederaufnahme des Verkaufs des Sozialtickets bis nach 

der Bestätigung des Haushalts durch das Verwaltungsamt und der dann folgenden 

Veröffentlichung im Amtsblatt gewartet werden würde, könnte der Fall eintreten, dass Betroffene 

mehrere Monate ohne Sozialticket auskommen müssten und so erheblich in ihrer Mobilität 

eingeschränkt wären bzw. ihnen verhältnismäßig große Zusatzkosten entstünden. 
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